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 Emmerich am Rhein, 12. Juni 2019  

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, 

herzlichen Dank für Ihr Antwortschreiben vom 20. Dezember 2018, über das sich 
unsere Schülerinnen und Schüler riesig gefreut haben. Stolz erzählten sie von der 
Korrespondenz zu Ihnen in Bad Münder, wo sie in der letzten Woche den Demokra-
tiepreis „gesagt - getan“ entgegennehmen konnten. Die Schülerinnen und Schüler 
möchten, dass jetzt bezüglich der Förderung Nachhaltiger Grillkohle endlich Nägel 
mit Köpfen gemacht werden und baten mich, in ihrem Namen folgende Zeilen zu ver-
fassen. 

Seit Jahren wird in Deutschland aufgedeckt und bemängelt, dass viel Grillkohle aus 
Hochrisikoländern nach Deutschland importiert wird – direkt und indirekt. Darunter 
sind Länder mit extrem hoher Entwaldungsrate mit entsprechend katastrophalen 
Auswirkungen für das Klima und den Artenschwund. Weil die Grillkohle nicht im An-
hang der EUTR (European Timber Regulation = Europäische Holzhandelsverord-
nung) gelistet ist, fühlt sich aber hier niemand zuständig. Deutschland importiert völ-
lig ohne Kontrollen 10-tausende Tonnen – wahrscheinlich illegale – Grillkohle. Was 
ist aus den Versprechen von Bundeslandwirtschaftsminister Schmidt geworden, sich 
dafür einzusetzen, dass die Grillkohle unter der EUTR gelistet wird? Was macht die 
jetzige Regierung, um diesen Zustand abzustellen? Was plant die Bundesregierung 
zu tun, wenn sich die EU weiter Zeit lässt mit der Überarbeitung des EUTR-
Anhangs? Kann Deutschland nicht einfach selbst dafür sorgen, dass hier keine ille-
gale Grillkohle mehr verkauft wird? Was würde denn dagegensprechen? Es wäre ein 
sehr wichtiger Beitrag zum Klimaschutz, wenn nur noch legale und nachhaltige Grill-
kohle in Deutschland verkauft würde! Warum müssen die Hersteller nicht verbindlich 
die Holzarten und das Herkunftsland auf die Verpackungen schreiben (so wie es die 
Stiftung Warentest fordert und wie es in der Schweiz schon gehandhabt wird)? Ist die 
Grillkohle aus z.B. Nigeria legal, wenn sie hier in den Handel kommt? Wie viele Jahre 
wird es noch dauern, bis die Wälder in Nigeria vollkommen zerstört sind? Welche 
Gründe gibt es an der Grillkohle aus Nigeria festzuhalten? Wenn illegale Grillkohle in 
Deutschland verschwinden würde, würde das Produkt wahrscheinlich etwas teurer 

 



 

 

werden? Glauben Sie, es wäre ein Problem, wenn Grillkohle anstatt 2 Euro dann 3 
Euro kosten würde, dafür aber legal wäre?  

 

Ein kleiner aber sehr wichtiger Schritt könnte hierdurch die Bundesregierung für un-
ser aller Klima und damit für unsere Umwelt, die Lebewesen und uns Menschen tun. 

Bitte helfen Sie uns dabei, dieses Ziel gemeinsam zu erreichen! 

Es grüßen und bitten um Ihre aktive Unterstützung. 

 

UNTERSCHRIFTEN 
 
Im Juli 2019 erhielten sie dann folgenden weiteren Antwortbrief aus dem 
Bundeskanzleramt: 
 



 

 

 
 



 

 

Das angekündigte Antwortschreiben erfolgte Ende September 2019 
durch MinR Matthias Schwoerer: 
 

 



 

 

 
 

 
 
Aufgrund dieses Antwortbriefes entschieden die Schüler, nun erst recht 
ihre Forderung auf alle Länder der Europäischen Union auszuweiten und 
sie sandten vor den Herbstferien folgenden Brief nach Brüssel: 
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 Emmerich am Rhein, 17. Januar 2020 
Sehr geehrte Frau Pardon Lopez, 
 
an der Städtischen Gesamtschule in Emmerich am Rhein setzen wir Schülerinnen und Schüler uns für 
mehr „Nachhaltige Grillkohle“ ein. Wir haben u.a. der Bundeskanzlerin Angela Merkel und der Bun-
desministerin für Ernährung und Landwirtschaft Julia Klöckner geschrieben und von beiden lange, 
aufmunternde Rückantworten erhalten. Wir möchten, dass jetzt bezüglich der Förderung Nachhaltiger 
Grillkohle endlich Nägel mit Köpfen gemacht werden. 
 
Bei verschiedenen Marktanalysen der letzten Jahre ist offenbar geworden, dass große Mengen Grill-
kohle aus Hoch-Risikoländern in die EU importiert werden. Dazu gehören die Ukraine, Nigeria oder 
Paraguay. In diesen Ländern sind illegaler Holzeinschlag, Raubbau und Korruption weit verbreitet. 
2018 importierte die EU rund 750.000 t Grillkohle. Rund die Hälfte davon stammt  aus der Ukraine, 
Nigeria und Paraguay. Um von der Menge Grillkohle auf die Menge Holz zu kommen, muss je nach 
Herstellungsverfahren mal 2 bzw. mal 10 gerechnet werden. Für die Grillkohle aus der Ukraine, Nige-
ria und Paraguay waren also bis zu 3,6 Mio. Tonnen oder ca. 5 Mio. Kubikmeter Holz notwendig. Seit 
2013 gibt es die EUTR mit dem Ziel  illegales Holz vom europäischen Markt zu verbannen. Warum ist 
die Grillkohle nicht schon von Anfang an kontrolliert worden? Warum werden nicht alle Holz- und Pa-
pierprodukte kontrolliert – für den Wald ist es doch egal, für welches Produkt er geschlagen wird? Wir 
haben den ARD Filmbericht zu Grillkohle gesehen (https://www.daserste.de/information/reportage-
dokumentation/dokus/videos/das-schmutzige-geschaeft-mit-der-grillkohle-video-102.html). Wann wird 
die EU aktiv um das übergeordnete Ziel des FLEGT Prozesses und der EUTR (nachhaltige Waldbe-
wirtschaftung) Wirklichkeit werden zu lassen, wenn wir seit Jahren noch nicht einmal Legalität bei so 
banalen Produkten wie Grillkohle sicherstellen können? Was schätzt die EU, wie viel teurer die Grill-
kohle würde, wenn es nur noch legale Ware gäbe? (von jetzt 2 EUR) Wiegt das Interesse der Grillkoh-
leindustrie und des Handels in Europa möglichst billige Grillkohle anbieten zu können so viel mehr als 
das Klima, die Arten und unsere Zukunft?  
 
Ein wichtiger Schritt könnte das EU-Parlament durch die Aufnahme der Grillkohle in den Anhang der 
EUTR für unser aller Klima und damit für unsere Umwelt, die Lebewesen und uns Menschen machen. 
 
Bitte helfen Sie uns dabei, dieses Ziel gemeinsam zu erreichen! 
 
Wenn es nötig ist, werden wir auch eine juristische Eingabe an des EU-Parlament formulieren und 
einreichen. 
 
Schülerinnen und Schüler der Städtischen Gesamtschule Emmerich am Rhein 

 
 
 

 



 

 

Diesen Brief unterzeichneten 547 Schülerinnen und Schüler des Ge-
samtschule Emmerich am Rhein: 

 
 

 



 

 

 
 
 

 



 

 

 
 
 

 



 

 

 
 
 

 



 

 

Nun warten die Schülerinnen und Schüler der Gesamtschule Emmerich 
am Rhein auf das Antwortschreiben und wollen damit wieder an die 
Presse treten – diesmal deutschlandweit. 
 

 
 
 
Auf das Projekt aufmerksam geworden war über die Homepage der 
Schule das Bildungsministerium in Süd-Korea. Die Republik Korea ist 
dabei, das projektbasierte Lernen in seinem Land zu etablieren. Daher 
schickte das koreanische Ministerium für Jugend und Familie zwei Ver-
treter nach Deutschland zur Städtischen Gesamtschule in Emmerich. 
Denn obgleich die Republik Korea bei der Pisa-Studie immer sehr erfolg-
reich ist, hat man dort erkannt, dass die Selbständigkeit junger Men-
schen auch in ihrem Land unbedingt gefördert werden muss. Dies, so 
bestätigten die beiden Besucher mit Hilfe einer aus Berlin mitgereisten 
Dolmetscherin, würde das Projekt „Gesetzesänderungen für mehr nach-
haltige Tropennutzung“ in ganz besonderem Maße umsetzen. Daher 
möchten sie weiter in Kontakt mit der Gesamtschule Emmerich bleiben, 
um diesbezüglich mehr von ihnen zu lernen. Eine große Anerkennung 
für die Gesamtschule und ihr Projekt. 
 
 
 
 
 



 

 

Die Rheinische Post informierte ihre Leser hierüber am 12.11.2019: 
 

 
 
 
Da Ende November 2019 den Schüler*innen immer noch kein Antwort-
schreiben von Frau Lopez aus Brüssel vorlagt, baten sie ihren stellver-
tretenden Schulleiter, in ihrem Namen Abgeordnete des Europäischen 
Parlamentes aus Nordrhein-Westfalen diesbezüglich anzuschreiben. 
Nachfolgend der Brief an den CDU Abgeordneten Dr. Stefan Berger; es 
wurde auch den Abgeordneten von SPD, Grünen, FDP und Familienpar-
tei geschrieben. 
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 Emmerich am Rhein, 17. Januar 2020 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Berger, 
 
mein Name ist Wolfgang Tyssen. Ich bin stellvertretender Schulleiter an der Gesamt-
schule Emmerich am Rhein, die in ihrem Unterricht immer wieder den Schutz und 
den Erhalt der Umwelt mit in den Blick nimmt. Hierbei arbeiten die Schüler*innen un-
serer Schule oftmals projektorientiert an Umweltthemen. Bei einem dieser Projekte, 
welches die Schüler*innen schon seit längerem verfolgen, setzen sie sich ein für 
mehr Nachhaltige Grillkohle, wobei sie die Aufnahme der Grillkohle in den Anhang 
der EUTR fordern.  
 
Warum? „Die EU-Holzhandelsverordnung „regelt die von den Marktteilnehmern an-
zuwendenden "Sorgfaltspflichten", die Aufgaben von Überwachungsorganisationen 
und den zuständigen nationalen Behörden eines Mitgliedstaates. Marktteilnehmer, 
die Holz und Holzerzeugnisse erstmals auf dem Binnenmarkt in den Verkehr bringen, 
sind verpflichtet nachzuweisen, dass es sich um Holz und Holzerzeugnisse aus lega-
lem Einschlag handelt. Dieser Nachweis ist durch die Einhaltung bestimmter Sorg-
faltspflichten zu erbringen. Die "Sorgfaltspflichtregelung" beinhaltet unter anderem 
Informationen zur Art und Herkunft des Holzes, Fakten zum Lieferanten sowie Ver-
fahren zur Einschätzung und Reduzierung des Risikos, dass das Holz aus illegalem 
Einschlag stammen könnte. Dem Marktteilnehmer steht es jedoch bisher frei, eine 
solche "Sorgfaltspflichtregelung" selbst zu erstellen oder zu diesem Zweck eine zu-
gelassene Überwachungsorganisation zu beauftragen“ (Auszug aus Artikel 6 der   
VO (EU) Nr. 995/2010). 
 
Daher fordern die Schüler*innen der Gesamtschule Emmerich am Rhein vom EU-
Parlament eine Gesetzesänderung, die dafür sorgen wird, dass Händler, die Grillkoh-
le aus Tropenländern importieren, gemäß der dann für Grillkohle ergänzten EU-
Holzhandelsverordnung nachweisen müssen, dass auch dieses Holz zur Herstellung 
von Grillkohle aus legalem Einschlag stammt. Die Verordnung für allgemeine 

 

https://www.ble.de/DE/Themen/Wald-Holz/FAQs/Sorgfaltspflichtregelung.html%3Bjsessionid=9056131A818AB9FDA90191E729874456.2_cid335?nn=8904412
http://ec.europa.eu/environment/forests/timber_regulation.htm
http://ec.europa.eu/environment/forests/timber_regulation.htm


 

 

Holzprodukte fordern die Schüler*innen der Gesamtschule Emmerich am Rhein 
rechtlich bindend auf Holzkohleprodukte auszuweiten - europaweit. Um dies zu errei-
chen, schrieben sie zuerst Briefe an deutsche Politiker und erhielten u.a. Antwortbrie-
fe von der Bundeskanzlerin, Angela Merkel, und der Bundesministerin für Ernährung 
und Landwirtschaft, Julia Klöckner. Da beide Antwortbriefe zwar sehr nett und aner-
kennend aber wenig zielfördernd formuliert worden waren, schrieben die Schü-
ler*innen erneut an beide einen Brief und erhielten diesmal aus dem Bundeskanzler-
amt von Regierungsdirektor Hubertus vor der Goltz im Auftrag von der Bundeskanz-
lerin die Antwort, dass aufgrund der fachlichen Zuständigkeit das Schreiben an das 
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft weitergeleitet wurde. Ein Ant-
wortschreiben erhielten die Schüler*innen schließlich von MinR Matthias Schworer, 
der ebenfalls viel zu allgemein und wenig zielorientiert sich gegenüber der Forderung 
der Schüler*innen äußerte.  
 
Das veranlasste schließlich die Schüler*innen der Gesamtschule Emmerich am 
Rhein, sich nun direkt an das Europäischen Parlament zu wenden, denn sie wollen, 
dass bezüglich ihrer Forderung nach mehr Nachhaltiger Grillkohle endlich „Nägel mit 
Köpfen“ gemacht werden. Sie setzten eine Petition auf, die fast 600 Schüler*innen 
der Gesamtschule Emmerich am Rhein unterschrieben, und sandten diese am 
11.10.2019 an Frau Pardon Lopez in Brüssel. 
 
Da sie seitdem noch keine Rückantwort von Frau Pardon Lopez erhalten haben, ha-
ben die Schüler*innen mich gebeten, mich in ihrem Namen an Sie zu wenden mit der 
Bitte, nachzuforschen, was mit dem Brief passiert ist, und zu helfen. Und: Die Schü-
ler*innen lassen fragen, ob es Sinn machen würde, bezüglich ihrer Forderung eine 
Klage am Europäischen Gerichtshof einzureichen? 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
 
Wolfgang Tyssen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unter anderem vom EU-Abgeordneten der Grünen, Sven Giegold, erhiel-
ten die Schüler über dessen Assistenten Yannick Böttcher schon am 
26.11.2019 eine Antwortmail: 
 
 
Sehr geehrter Herr Tyssen,  



 

 

 
im Namen von Herrn Giegold möchte ich mich bei Ihnen und ganz besonders bei den Schüler*innen 
der Gesamtschule Emmerich am Rhein bedanken! Es ist in der Tat ein wichtiges Anliegen, dass Ihre 
Schüler*innen vortragen. Deshalb möchte ich Sie um ein paar Tage Geduld bitten, damit wir die Zeit 
haben den Sachverhalt zu prüfen.  
Ein paar kurze Antworten allerdings schon vorweg: 

 Es ist in der Tat die Europäische Kommission, die das Vorschlagsrecht für neue Gesetze hat. 
Eine Änderung der Holzhandelsverordnung müsste also auf ihren Vorschlag erfolgen. Ob dies 
geplant ist, werde ich versuchen herauszufinden.  

 Das Parlament hat, genauso wie die Regierungen der Mitgliedsstaaten im Rat, die Möglich-
keit, Gesetzesvorschläge von der Kommission einzufordern.  

 Das Parlament und der Rat können dazu rechtlich nicht bindende Resolutionen annehmen 
und auf das Thema hinweisen. 

 Die Mühlen mahlen sehr langsam in Brüssel. Zwischen Vorschlag der Kommission und Be-
schluss eines neuen Gesetzes vergehen gerne einige Jahre – es heißt also am Ball bleiben.  

 Der Europäische Gerichtshof kann nur eingeschaltet werden, wenn gegen geltendes Gesetz 
verstoßen wird. Wenn ich Ihren Brief richtig verstehe ist das Problem aber, dass es kein Ge-
setz gibt. Deshalb sind die Kommission, das Parlament und die Bundesregierung im Rat die 
richtigen Ansprechpartner.  

Könnten Sie den Inhalt der Petition Ihrer Schüler*innen mit uns teilen? Wir wären daran sehr inte-
ressiert.   
Sobald wir verstanden haben, worum es im Detail geht und wie wir aktiv den Prozess ansto-
ßen/beschleunigen können, werden wir uns bei Ihren Schüler*innen wieder melden! 
 
Bis dahin verbleibe ich mit besten Grüßen 
Yannick 
 

 

 
   

 

Yannick BÖTTCHER  
Parlamentarischer Assistent von Sven GIEGOLD  

 ASP 08H357 /  (+32) 228 38369  

 WIC M01066 /  (+33) 3881 77369  
 

 

   
 

Es geht voran! 
 
 
 

       Alex Terhürne-Lensing 
Wolfgang Tyssen 

 
Emmerich im November 2019 

http://www.greens-efa.eu/

